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Wichtige neue Entscheidung 

 
Fahrerlaubnisrecht: Medizinisch-Psychologische Untersuchung im Wiedererteilungs-
verfahren nach Entzug der Fahrerlaubnis wegen einmaliger Trunkenheitsfahrt mit 
1,34 Promille 
 
§ 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a, c und d FeV 
 
Strafgerichtliche Fahrerlaubnisentziehung wegen einer einmaligen Trunkenheitsfahrt  
von unter 1,6 Promille (hier 1,34 Promille)  
Anordnung einer MPU im Neuerteilungsverfahren auf der Basis des § 13 Satz 1 Nr. 2 
Buchst d FeV wegen des durch die Trunkenheitsfahrt belegten Alkoholmissbrauchs  
Verweigerung der Gutachtensbeibringung unter Bezugnahme auf den BAK-Wert von 
1,6 Promille in § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. c FeV 
Erfolgsaussichten der Hauptsache offen 
 
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 08.10.2014, Az. 11 CE 14.1776 
 
 
 
Orientierungssatz: 

Es ist offen, ob nach der strafgerichtlichen Entziehung einer Fahrerlaubnis wegen 

einer einmaligen Alkoholfahrt mit einer BAK von weniger als 1,6 Promille oder einer 

AAK von weniger als 0,8 mg/l die Wiedererteilung der Fahrerlaubnis zwingend die 

Beibringung eines auf der Grundlage des § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d i.V.m. § 13 

Satz 1 Nr. 2 Buchst. a Alt. 2 FeV anzufordernden medizinisch-psychologischen Gut-



achtens voraussetzt oder ob auch bei Anwendung des § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d 

FeV ein Vorrangverhältnis von § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. c FeV gegenüber § 13 Satz 

1 Nr. 2 Buchst. a Alt. 2 FeV mit der Folge besteht, dass ein solches Gutachten nicht 

verlangt werden kann.  

 

Hinweise: 

Nach der bisherigen Rechtsprechung des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs 

schließt bei einer einmaliger Alkoholfahrt mit Werten unter 1,6 Promille BAK bzw. 0,8 

mg/l AAK die Vorschrift des § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. c den Rückgriff auf § 13 Satz 1 

Nr. 2 Buchst. a Alt. 2 FeV für eine Gutachtensanordnung aus und zwar im Rahmen 

des Ersterteilungs-, des Wiedererteilungs- und des Fahrerlaubnisentziehungsverfah-

rens (BayVGH, Beschluss vom 20.03.2009, 11 CE 08.3308, juris Rn. 13; Beschluss 

vom 09.02.2009, 11 CE 08.3028, juris Rn. 14). In diesen Fällen müssten für eine 

Gutachtensanordnung nach § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a Alt. 2 FeV zusätzliche Tatsa-

chen vorliegen, die für die  Annahme von Alkoholmissbrauch sprechen, d.h. es müss-

ten zur einmaligen Trunkenheitsfahrt mit weniger als 1,6 Promille BAK bzw. 0,8 mg/l 

AAK Umstände hinzutreten, denen eine annähernd gleich starke Aussagekraft dafür 

zukommt, dass der Betroffene den Konsum von Alkohol und das Fahren nicht zu 

trennen vermag (vgl. BayVGH, Beschluss vom 25.10.2010, 11 ZB 08.3166, juris Rn. 

13).  Die Vorschrift des § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d FeV hat der bayerische Verwal-

tungsgerichtshof in diesem Zusammenhang nicht thematisiert.   

 

Demgegenüber hat der VGH Mannheim nunmehr entschieden, dass die strafgericht-

liche Entziehung der Fahrerlaubnis wegen einer Fahrt unter Alkoholeinfluss (auch 

unterhalb des Wertes von 1,6 Promille bzw. 0,8 mg/l) im Neuerteilungsverfahren ge-

mäß § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d FeV zwingend zur Anordnung einer medizinisch-

psychologischen Untersuchung führt (Beschluss vom 15.01.2014, 10 S 1748/13,  

Rn. 9;  Beschluss vom 18.06.2012, 10 S 452/10, Rn. 48). Der VGH Mannheim hebt 

zur Begründung darauf ab, dass  § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d FeV im Sinne einer 

Tatbestandswirkung lediglich an die in § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a, b und c FeV er-

wähnten Sachgründe anknüpfe (VGH Mannheim je a.a.O.), wobei eine strafbewehrte 

Alkoholfahrt einen Alkoholmissbrauch im Sinne von § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a FeV 

belege (Beschluss vom 15.01.2014, 10 S 1748/13, Rn. 10;  Beschluss vom 

18.06.2012, 10 S 452/10, Rn. 49). 



 

Für die Auffassung des VGH Mannheim mag – über seine kurz gehaltene Begrün-

dung hinausgehend – sprechen, dass bei Neuerteilungen nach vorangegangener 

Entziehung das Vorrangverhältnis des § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. c FeV gegenüber  

§ 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a Alt. 2 FeV schon über § 20 Abs. 1 Satz 1 FeV gilt und  

§ 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d FeV überflüssig wäre, wenn auch er auf dieses Vorrang-

verhältnis Bezug nehmen würde. Ein eigenständiger Anwendungsbereich für § 13  

Satz 1 Nr. 2 Buchst. d FeV ist nur in der Auslegung des VGH Mannheim ersichtlich.  

 

Die im Orientierungssatz aufgeworfene Frage hat praktisch erhebliche Bedeutung 

und wird wohl erst höchstrichterlich endgültig geklärt werden können, zumal die Mo-

tive des Normgebers unklar sind.    

 
 
 
Niese 
Oberlandesanwalt 
 
 
  



11 CE 14.1776 

M 1 E 14.2716 

G r o ß e s  S t a a t s -

w a p p e n  

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 
 

In der Verwaltungsstreitsache 

***** *******, 

***********. **, ***** **********, 

 - ************* - 

 

**************: 

************* **. ********* *** ********, 

************ *** **, ***** ********, 

 

gegen 

 

Stadt Ingolstadt, 

vertreten durch den Oberbürgermeister, 

Straßenverkehrsamt/Führerscheinstelle 

Wiechertstr. 1, 85055 Ingolstadt, 

 - Antragsgegnerin - 

 

wegen 

 

Neuerteilung einer Fahrerlaubnis 

(Antrag nach § 123 VwGO); 

hier: Beschwerde des Antragstellers  gegen den Beschluss des Bayerischen Verwal-

tungsgerichts München vom 31. Juli 2014, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 11. Senat, 

durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Dr. Borgmann, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Stadlöder, 

die Richterin am Verwaltungsgerichtshof Geist 

 

 

ohne mündliche Verhandlung am 8. Oktober 2014 



folgenden 

Beschluss: 

 

I. Die Beschwerde wird zurückgewiesen. 

 

II. Der Antragsteller trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens. 

 

III. Der Streitwert wird auf 2.500 Euro festgesetzt. 

 

 

Gründe: 

 

I. 

 

Der Antragsteller begehrt die vorläufige Erteilung einer Fahrerlaubnis der Klassen B 

und BE. 

 

Am 14. Dezember 2013 wurde der Antragsteller um 1:40 Uhr einer allgemeinen Ver-

kehrskontrolle unterzogen. Ein Atemalkoholtest ergab einen Wert von 0,51 mg/l AAK. 

Um 2:25 Uhr wurde ihm Blut entnommen und eine BAK von 1,34 Promille festgestellt. 

Der äußerlich bemerkbare Anschein des Alkoholeinflusses wurde als leicht einge-

schätzt. Der Antragsteller gab an, er leide unter Depressionen und nehme regelmä-

ßig Medikamente. Welche Medikamente dies seien, gab er nicht an. Er verweigerte 

sämtliche weiteren Tests. 

 

Mit seit 19. Februar 2014 rechtskräftigem Strafbefehl des Amtsgerichts Nürnberg 

wurde gegen den Antragsteller wegen fahrlässiger Trunkenheit im Verkehr gemäß 

§ 316 Abs. 1 und 2 StGB eine Geldstrafe von 40 Tagessätzen verhängt. Die Fahrer-

laubnis wurde ihm nach §§ 69, 69a StGB entzogen und eine Wiedererteilungssperre 

von sechs Monaten verhängt. Mit Schreiben vom 17. März 2014 wies die Antrags-

gegnerin den Antragsteller darauf hin, dass nach Ablauf der Sperrfrist die Führer-

scheinstelle zu prüfen habe, ob alle Voraussetzungen für eine Neuerteilung vorliegen 

und bei Zweifeln an der Fahreignung ein ärztliches oder medizinisch-psychologi-

sches Gutachten gefordert werden müsse, worauf der Antragsteller sich schon wäh-

rend der Sperrfrist vorbereiten könne. 

Am 5. Mai 2014 beantragte der Antragsteller die Neuerteilung einer Fahrerlaubnis 

der Klassen A, B, BE, C und CE bei der Antragsgegnerin. 

 

Mit Beschluss des Amtsgerichts Nürnberg vom 8. Mai 2014 wurde die angeordnete 
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Sperrfrist für die Wiedererteilung der Fahrerlaubnis mit sofortiger Wirkung aufgeho-

ben. Zur Begründung wurde ausgeführt, der Antragsteller habe an einem freiwilligen 

Aufbauseminar teilgenommen. Aus den vorgelegten Blutuntersuchungen (vom 19. 

August 2013, 17. Januar 2014 und 2. April 2014) ergäbe sich, dass jedenfalls eine 

regelmäßige Alkoholproblematik nicht festgestellt werden könne. 

 

Mit Schreiben vom 20. Mai 2014 ordnete die Fahrerlaubnisbehörde die Vorlage eines 

medizinisch-psychologischen Gutachtens nach § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d FeV an. 

Zur Begründung wurde ausgeführt, dem Antragsteller sei durch das Strafgericht die 

Fahrerlaubnis wegen Alkoholmissbrauchs entzogen worden. Die strafgerichtliche 

Entziehung der Fahrerlaubnis sei nach der neuesten Rechtsprechung des Bundes-

verwaltungsgerichts der behördlichen Fahrerlaubnisentziehung gleichzusetzen. Es 

sei daher zwingend ein Gutachten nach § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d FeV beizubrin-

gen. 

 

Der Antragsteller verweigerte mit Schriftsatz vom 23. Mai 2014 die Vorlage eines sol-

chen Gutachtens und führte aus, dass § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a 2. Alt. FeV keine 

Auffangvorschrift sei und deshalb bei einer einzelnen Trunkenheitsfahrt mit weniger 

als 1, 6 Promille BAK kein medizinisch-psychologisches Gutachten verlangt werden 

könne. Das Strafgericht habe auch die Sperrfrist verkürzt, weil bei dem Antragsteller 

keine regelmäßige Alkoholproblematik festgestellt werden könne. 

 

Mit Bescheid vom 2. Juni 2014 lehnte die Antragsgegnerin den Antrag auf Erteilung 

einer Fahrerlaubnis vollumfänglich ab. Zur Begründung wurde ausgeführt, der An-

tragsteller habe kein medizinisch-psychologisches Gutachten vorgelegt. Deshalb 

könne die Fahrerlaubnisbehörde nach § 11 Abs. 8 FeV auf die Nichteignung schlie-

ßen. Die Teilnahme an einem Aufbauseminar für sogenannte Mehrfachtäter sei keine 

geeignete Maßnahme, um die Fahreignung nachzuweisen. Ein Aufbauseminar für 

Drogen- und Alkoholauffällige habe der Antragsteller nicht besucht. Die Leberwerte 

hätten nur wenig Aussagekraft darüber, ob in Zukunft zwischen Alkoholkonsum und 

Verkehrsteilnahme sicher getrennt werden könne. Bei der festgestellten BAK von 

1,34 Promille und nur leichter Bemerkbarkeit des Alkoholeinflusses müsse von einer 

gewissen Alkoholgewöhnung ausgegangen werden.  

 

Am 27. Juni 2014 hat der Antragsteller beim Verwaltungsgericht nach § 123 VwGO 

beantragt, ihm vorläufig eine Fahrerlaubnis der Klassen B und BE zu erteilen. Er leg-

te eine eidesstattliche Versicherung bei, dass er die Fahrerlaubnis aus beruflichen 

und familiären Gründen dringend benötigen würde. Am 4. Juli 2014 hat er Klage er-

hoben (M 1 K 14.2841), über die noch nicht entschieden ist. 
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Mit Beschluss vom 31. Juli 2014 lehnte das Verwaltungsgericht seinen Eilantrag ab. 

Zur Begründung wurde ausgeführt, eine Vorwegnahme der Hauptsache komme nur 

in Ausnahmefällen in Betracht. Hier habe der Antragsteller keinen Anspruch auf Er-

teilung einer Fahrerlaubnis ohne Vorlage eines medizinisch-psychologischen Gut-

achtens. Nach der Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg 

vom 15. Januar 2014, 10 S 1748/13, führe die strafgerichtliche Entziehung der Fahr-

erlaubnis wegen einer Fahrt unter Alkoholeinfluss für ein Wiedererteilungsverfahren 

ohne weiteres zur Notwendigkeit der Anordnung einer medizinisch-psychologischen 

Untersuchung. Die Kammer schließe sich dieser Auffassung an. 

 

Mit seiner Beschwerde verfolgt der Antragsteller seinen Antrag auf vorläufige Ertei-

lung der Fahrerlaubnis der Klassen B und BE weiter. 

 

Die Antragsgegnerin tritt dem entgegen. 

 

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten wird auf die Gerichts- und die vorgelegten Be-

hördenakten Bezug genommen. 

 

 

II. 

 

Die zulässige Beschwerde, bei deren Prüfung der Verwaltungsgerichtshof gemäß 

§ 146 Abs. 4 Satz 6 VwGO auf die form- und fristgerecht vorgetragenen Gründe be-

schränkt ist, hat keinen Erfolg. 

 

Der Antragsteller macht in der Beschwerde geltend, er sei durch das Schreiben der 

Antragsgegnerin vom 17. März 2014 nicht ausreichend darauf hingewiesen worden, 

dass eine Gutachtensanordnung ergehen könnte. Der Antragsteller sei davon aus-

gegangen, dass keine Gutachtensanordnung ergehen dürfe. Das Verwaltungsgericht 

überspanne darüber hinaus die Anforderungen an eine Vorwegnahme der Hauptsa-

che. Es könne grundsätzlich geboten sein, die Hauptsache vorwegzunehmen, sofern 

eine Versagung den Antragsteller schwer und unzumutbar oder irreparabel belasten 

würde. Ein solcher Fall liege hier vor. Es habe sich um ein Augenblicksversagen ge-

handelt. Mit seiner eidesstattlichen Versicherung habe der Antragsteller belegt, dass 

er befürchten müsse, seinen Arbeitsplatz zu verlieren. Eine regelmäßige Inanspruch-

nahme eines Taxis sowohl für die beruflichen als auch für die privaten Fahrten könne 

sich der Antragsteller finanziell nicht leisten. Es handele sich deshalb um eine offen-

sichtliche soziale Notlage. Weiterhin macht er erneut geltend, dass § 13 Satz 1 Nr. 2 
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Buchst. a 2. Alt. FeV keine Auffangvorschrift sei und deshalb bei einer einzigen Trun-

kenheitsfahrt mit weniger als 1,6 Promille Blutalkoholgehalt kein medizinisch-

psychologisches Gutachten verlangt werden könne. Der Rechtsprechung des Ver-

waltungsgerichtshofs Baden-Württemberg könne nicht gefolgt werden. 

 

Dieses Vorbringen rechtfertigt keine Abänderung des Beschlusses des Verwaltungs-

gerichts. 

 

1. Zutreffend hat das Verwaltungsgericht festgestellt, dass eine Vorwegnahme der 

Hauptsache im Rahmen des § 123 VwGO nur in eng begrenzten Ausnahmefällen in 

Betracht kommt. Voraussetzung dafür ist, dass eine bestimmte Regelung zur Gewäh-

rung eines effektiven Rechtsschutzes schlechterdings notwendig ist und ein hoher 

Grad an Wahrscheinlichkeit für einen Erfolg auch in der Hauptsache spricht 

(Kopp/Schenke, VwGO, 20. Aufl. 2014, § 123 Rn. 14). In diesem Rahmen ist das 

Gewicht des Anordnungsgrunds entscheidend für eine mögliche Vorwegnahme der 

Hauptsache (vgl. Happ in Eyermann, VwGO, 14. Aufl. 2014, § 123 Rn. 66a). Diese 

Voraussetzungen liegen hier nicht vor, denn die Erfolgsaussichten der Klage sind 

offen und eine Interessenabwägung ergibt, auch unter Berücksichtigung der glaub-

haft gemachten beruflichen und persönlichen Schwierigkeiten, den Vorrang der öf-

fentlichen Interessen an der Gefahrenabwehr. 

 

2. Es ist offen, ob der Antragsteller im Hauptsacheverfahren obsiegen wird. Ob die 

Anordnung der Beibringung eines medizinisch-psychologischen Gutachtens in der 

vorliegenden Fallkonstellation auf § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d FeV gestützt werden 

kann, ist in der Rechtsprechung nicht geklärt. Diese Frage wird in der neueren ober-

gerichtlichen Rechtsprechung unterschiedlich beantwortet. Diesbezüglich ist zwar in-

zwischen geklärt, dass auch die strafgerichtliche Entziehung der Fahrerlaubnis nach 

§ 69 StGB unter § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d FeV fällt (BVerwG, B.v. 24.6.2013 – 3 B 

71/12 – NJW 2013, 3670). Ungeklärt ist jedoch, welche Voraussetzungen dabei an 

die Entziehung der Fahrerlaubnis zu stellen sind. 

 

Der in den Beschlüssen des Senats vom 20. März 2009 (11 CE 08.3028 – SVR 

2009, 113) und vom 9. Februar 2009 (11 CE 08.3308 – Blutalkohol 46, 299) darge-

legten Systematik des § 13 Satz 1 Nr. 2 FeV entspricht es, in den Fällen einer ein-

maligen Trunkenheitsfahrt mit weniger als 1,6 Promille BAK oder 0,8 mg/l AAK auch 

die Voraussetzungen des § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d FeV nicht als erfüllt anzusehen, 

denn die Fahrerlaubnis konnte in diesen Fällen mangels Vorliegen der Vorausset-

zungen des § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a bis c FeV auch nicht aus diesen Gründen 

entzogen werden. Der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg vertritt demge-
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genüber die Auffassung, dass eine strafgerichtliche Entziehung der Fahrerlaubnis 

wegen einer Fahrt unter Alkoholeinfluss ohne weiteres die Notwendigkeit der Anord-

nung einer medizinisch-psychologischen Untersuchung auslöst, und zwar im Sinne 

einer Tatbestandswirkung, ohne dass auch die Tatbestandsvoraussetzungen der je-

weiligen Bestimmungen für eine Gutachtensanordnung vorliegen und geprüft werden 

müssten (VGH BW, B.v. 15.1.2014 – 10 S 1748/13 – ZfSch 2014, 235 mit ablehnen-

der Anmerkung Haus – ZfSch 2014, 479; U.v. 18.6.2012 – 10 S 452/10 – SVR 2013, 

230). Das Bundesverwaltungsgericht führt in seinem Beschluss vom 24. Juni 2013 

(a.a.O.) diesbezüglich nur aus, dass die strafgerichtliche Entziehung der Fahrerlaub-

nis in dem durch § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a bis c FeV gezogenen Rahmen zu fort-

bestehenden Eignungszweifeln führt. Der Senat hat noch nicht entschieden, wie er 

sich hierzu unter Berücksichtigung der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 

in Zukunft verhält. 

 

Auch das Informationsschreiben der Antragsgegnerin vom 17. März 2014 führt zu 

keiner anderen Beurteilung. Es handelt sich dabei nicht um eine Zusicherung nach 

Art. 38 BayVwVfG mit dem Inhalt, dass dem Antragsteller eine Fahrerlaubnis ohne 

die Anordnung einer medizinisch-psychologischen Begutachtung erteilt werden wird. 

Es ist aus dem Wortlaut klar erkennbar, dass die Antragsgegnerin damit nur allge-

meine Informationen über das weitere Vorgehen nach einer Fahrerlaubnisentziehung 

geben wollte und dabei auch die Möglichkeit einer Anordnung der medizinisch-psy-

chologischen Begutachtung angesprochen hat. 

3. Unter Berücksichtigung der offenen Erfolgsaussichten der Klage führt die Interes-

senabwägung dazu, dass dem Antragsteller die Fahrerlaubnis nicht vorläufig erteilt 

werden kann, denn das öffentliche Interesse an der Vermeidung der Gefahren, die 

von alkoholisierten Kraftfahrzeugführern im Straßenverkehr ausgehen, überwiegt das 

persönliche Interesse des Antragstellers, vorläufig eine Fahrerlaubnis zu erhalten. 

 

Dabei ist einerseits zu berücksichtigen, dass der Antragsteller mit einer BAK von 1,34 

Promille am Straßenverkehr teilgenommen hat und nur leichte Ausfallerscheinungen 

bemerkbar waren. Dabei handelt es sich um einen hohen BAK-Wert im Sinne der 

Begutachtungs-Leitlinien zur Kraftfahrereignung, dessen Erreichen bzw. Überschrei-

ten auf eine hohe Trinkfestigkeit schließen lässt (Schu-

bert/Schneider/Eisenmenger/Stephan, Kommentar zu den Begutachtungsleitlinien 

zur Kraftfahrereignung, 2. Aufl. 2005, Ziffer 3.11.1 Abschnitt 1.2.1). Wird im Straßen-

verkehr auch bei einer einmaligen Trunkenheitsfahrt ein derartiger BAK-Wert festge-

stellt, wird hierdurch der Verdacht auf längerfristigen missbräuchlichen Umgang mit 

Alkohol nahe gelegt (Schubert/Schneider/Eisenmenger/Stephan, a.a.O.). Soweit der 

Antragsteller nunmehr geltend macht, es habe sich um ein einmaliges Augenblicks-
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versagen gehandelt, überzeugt dies nicht. Das von ihm bei der Verkehrskontrolle ge-

zeigte, wenig kooperative Verhalten, spricht nicht für einen solchen Geschehensab-

lauf. Im Übrigen hat er auch keinerlei Erklärung der näheren Umstände des Gesche-

hens gegeben, aus der sich ergeben würde, dass es sich um einen einmaligen Vor-

fall gehandelt haben könnte. 

 

Demgegenüber sind die aus den vorgelegten Blutuntersuchungen zu entnehmenden 

Leberwerte nur bedingt aussagefähig und schließen einen gelegentlichen Alkohol-

missbrauch nicht aus. Eine Normalisierung der Leberwerte, insbesondere des 

Gamma-GT-Wertes, kann sich schon nach kurzen Trinkpausen einstellen (vgl. 

BayVGH, B.v. 29.7.2008 – 11 CS 08.683 – juris Rn.14 m.w.N.).  Ebenso ist die Teil-

nahme an einem allgemeinen Aufbauseminar nach § 4 Abs. 8 StVG a.F. nicht geeig-

net, Fahreignungszweifel wegen Alkoholmissbrauchs zu zerstreuen. 

 

Die geltend gemachten beruflichen Schwierigkeiten führen zu keinem anderen Er-

gebnis. Der Antragsteller hat nach seinen Angaben als Angestellter einer großen 

Versicherungsgruppe die Aufgabe, Versicherungsmakler und Mehrfachagenten in ei-

nem größeren Bereich um seinen Wohnort auch durch persönlichen Kontakt zu be-

treuen. Er macht geltend, sein Arbeitgeber würde ihm die Arbeitsstelle kündigen, 

wenn er nicht bald wieder über eine Fahrerlaubnis verfüge und seinen arbeitsver-

traglichen Pflichten nachkomme. Es erscheint dem Antragsteller aber zumutbar, vo-

rübergehend die erforderlichen Kontakte zu den ihm zugewiesenen Maklern und 

Agenten zum einen telefonisch, schriftlich oder per E-Mail herzustellen bzw. auf-

rechtzuerhalten und zum anderen persönliche Besuche mit Hilfe öffentlicher Ver-

kehrsmittel zu bewerkstelligen. Zumindest die Makler und Agenten in größeren Städ-

ten wie München, Augsburg und Regensburg, die zum Einsatzgebiet des An-

tragstellers gehören, können von seinem Wohnort aus auch ohne weiteres mit öf-

fentlichen Verkehrsmitteln erreicht werden. Im Übrigen handelt es sich bei dem Ar-

beitgeber des Antragstellers um ein großes Versicherungsunternehmen mit deutsch-

landweit ca. 30.000 Angestellten. Es erscheint deshalb möglich, dass der Antragstel-

ler auch vorübergehend im Innendienst eingesetzt werden könnte. Eine Abmahnung 

des Arbeitgebers wegen Verletzung seiner arbeitsvertraglichen Pflichten oder eine 

Bestätigung des Arbeitgebers, dass dem Antragsteller ohne Fahrerlaubnis die baldi-

ge Kündigung seines Arbeitsverhältnisses drohe, wurden nicht vorgelegt. In der ei-

desstattlichen Versicherung bringt der Antragsteller nur seine Befürchtungen zum 

Ausdruck, dass ein Arbeitsplatzverlust drohen könnte. 

 

Auch die geltend gemachten Schwierigkeiten in der Ausübung des Umgangsrechts 

mit seinen Kindern führen zu keiner anderen Einschätzung. Der Antragsteller wohnt 
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in einer Stadt mit nahezu 130.000 Einwohnern und einem gut entwickelten öffentli-

chen Nahverkehrsangebot. Es erscheint nicht unzumutbar, dass er seine Kinder mit 

öffentlichen Verkehrsmitteln oder mit dem Fahrrad von deren acht Kilometer ent-

fernten Wohnort abholt und auch zu notwendigen Terminen bringt. Nachdem er we-

der die Wohnadresse und das Alter seiner Kinder noch die Adressen und genauen 

Daten der an den Umgangswochenenden ggf. anfallenden Termine genannt hat, ist 

es für den Senat nicht nachvollziehbar, dass ohne Nutzung eines eigenen Kraftfahr-

zeugs unüberwindbare Schwierigkeiten in der Ausübung des Umgangsrechts er-

wachsen könnten. Gewisse persönliche Beeinträchtigungen, die aus der Ablehnung 

seines Antrags auf Wiedererteilung einer Fahrerlaubnis resultieren, muss der An-

tragsteller bis zum Abschluss des Hauptsacheverfahrens hinnehmen. 

 

4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 2 VwGO. Die Streitwertfestsetzung 

folgt aus § 47, § 52 Abs. 1 i.V.m. § 53 Abs. 2 Nr. 2 GKG und den Empfehlungen in 

Nr. 1.5 Satz 1, 46.3 des Streitwertkatalogs für die Verwaltungsgerichtsbarkeit 2013 

(abgedruckt in Kopp/Schenke, VwGO, 20. Aufl. 2014, Anh. § 164 Rn. 14). 

 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 2 VwGO). 

 

 

 

 

Dr. Borgmann Stadlöder Geist  
 

26 

27 

28 


